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bei ihm auf Grund des Ergebnisses seiner Nach­
untersuchung Bedenken gegen die Feststellung der 
Eutertuberkulose, so hat er eine zweite bakterio­
logische Untersuchung der Milch der betreffenden 
Kuh zu veranlassen.

§ 6

Die Eutertuberkulose gilt bei einer Kuh als fest­
gestellt, wenn

a) in deren Milchprobe Tuberkelbakterien nach­
gewiesen sind und die kreistierärztliche kli­
nische Untersuchung der Kuh keine Bedenken 
gegen diese Feststellung ergibt,

b) bei bestehenden kreistierärztlichen Bedenken 
die bakteriologische Untersuchung einer wei­
teren Milchprobe der betreffenden Kuh wieder 
Tuberkelbakterien nachweist.

j; ii.
Schutzmaßnahmen

§ 7
(1) Nach endgültiger Feststellung der Eutertuber- 

kulose hat der Kreistierarzt die eutertuberkulösen 
Kühe im linken Ohr durch Ohrmarken zu kenn­
zeichnen und den Rat des Kreises bzw. der Stadt 
von der Feststellung der Eutertuberkulose in Kennt­
nis zu setzen.

(2) Die Ohrmarken müssen eine Prägung mit den 
Buchstaben Tb E, eine abgekürzte Bezeichnung des 
Kreises und eine laufende Numerierung tragen; sie 
müssen so beschaffen sein, daß sie nur einmal ver­
wendet werden können.

§ 8

Der Rat des Kreises bzw. der Stadt hat auf An­
trag des Kreistierarztes die Tötung der Kühe anzu­
ordnen, bei denen Eutertuberkulose festgestellt wor­
den ist. Diese Kühe sind durch die Notschlachtungs­
betriebe unter Beachtung der veterinärhygienischen 
Vorschriften zu schlachten. Bei der Entschädigung 
wird nur der Schlachtwert zugrunde gelegt.

§ 9
(1) . Bis zur Tötung sind die eutertuberkulösen 

Kühe so gut wie möglich von den anderen Rindern 
abzusondern und zuletzt zu melken. Ist keine völlige 
räumliche Abtrennung möglich, so genügt ihre Auf­
stellung an einem Stallende. Aus dem Seuchen­
gehöft dürfen die eutertuberkulösen Kühe nur mit 
Genehmigung des Gemeinderates und nur zur als­
baldigen Schlachtung entfernt werden. Die Schlach­
tung ist vom Gemeinderat zu überwachen. Soll die 
Tötung in einem anderen Gemeindebezirk erfolgen, 
so hat der für das Seuchengehöft zuständige Ge­
meinderat den für den Schlachtort zuständigen Ge­
meinderat oder, sofern die Schlachtung in einem 
öffentlichen Schlachthof erfolgen soll, dessen Ver­
waltung von dem bevorstehenden Eintreffen der 
Kühe rechtzeitig zu benachrichtigen. Diese Stellen 
haben den Vollzug der Schlachtung dem für das 
Seuchengehöft zuständigen Gemeinderat mitzu­
teilen.

(2) Die Milch einer eutertuberkulösen Kuh ist in 
ein besonderes Gefäß zu melken. Das Gefäß darf 
erst nach erfolgter Ausmerzung der eutertuberku­
lösen Kuh und nach erfolgter Desinfektion für an­
dere Zwecke verwendet werden.

(3) Die Milch der eutertuberkulösen Kühe ist weder 
als Nahrungsmittel für Menschen, noch zur Herstel­
lung von Molkereierzeugnissen zu verwenden, noch 
an Tiere — ausgenommen Schweine — zu verfüt­
tern. Vor der Verfütterung an Schweine ist sie durch 
mehrmaliges Aufkochen zu erhitzen. Ihre Abgabe 
aus dem Gehöft ist verboten. Sind in dem Gehöft 
keine Schweine vorhanden, so ist diese Milch nach 
Anweisung des Kreistierarztes zu vernichten.

(4) Die gleichen Schutzmaßnahmen gelten für 
Kühe mit Verdacht auf Eutertuberkulose.

§ 10

Werden gesperrte eutertuberkulöse oder der 
Eutertuberkulose verdächtige Kühe vor ihrer be­
hördlich an geordneten Tötung notgeschlachtet oder 
verenden sie vorher, so hat der Besitzer oder sein 
Vertreter dies dem Kreistierarzt anzuzeigen, der die 
Untersuchung der Tierkörper vor^unehmen hat.

§ 11

Der Kreistierarzt hat den Besitzer der eutertuber­
kulösen Kuh oder seinen Vertreter auf die Gefahr 
der Übertragung der Tuberkulose auf Menschen und 
Tiere durch die Milch eutertuberkulöser Kühe 
schriftlich hinzuweisen.

§ 12
(1) Wird bei einer Kuh, die sich auf dem Transport 

oder auf einem Markt befindet, Eutertuberkulose 
oder Verdacht auf diese Seuche durch den Kreistier­
arzt oder einen anderen beauftragten Tierarzt er­
mittelt, so hat der Gemeinderat die Weiterbeförde­
rung dieses Tieres zu verbieten, seine Absonderung 
anzuordnen und das nach dieser Verordnung sonst 
Erforderliche zu veranlassen, sofern der Besitzer 
nicht die sofortige Abschlachtung des Tieres vor­
zieht.

(2) Auf Antrag des Besitzers oder seines Vertre­
ters kann der Gemeinderat nach Aufnahme des Tat­
bestandes und erforderlichenfalls nach Kennzeich­
nung der Kuh (vgl. § 7) deren Weiterbeförderung an 
einen anderen Ort gestatten. Dort sind die Maßnah­
men entsprechend dieser Verordnung fortzusetzen. 
Wird die Erlaubnis zur Überführung der Kuh in 
einen anderen Bezirk erteilt, so hat der Gemeinderat 
des Absendeortes den Gemeinderat des Bestimmungs­
ortes von dem bevorstehenden Eintreffen der Kuh 
rechtzeitig zu benachrichtigen.

§ 13
Übertritt der Besitzer einer Kuh, bei der Euter­

tuberkulose oder Verdacht auf Eutertuberkulose 
festgestellt worden ist, die behördlich angeordneten 
Verkehrs- und Nutzungsbeschränkungen, so können 
die Räte der Kreise bzw. Städte, unbeschadet der 
Straf vor Schriften des Viehseuchengesetzes, die so­
fortige entschädigungslose Tötung der Kuh in einem 
Notschlachtungsbetrieb anordnen.

III.
Desinfektion

§ 14
Die Standplätze der Kühe, bei denen die Euter­

tuberkulose festgestellt worden ist, nötigenfalls auch 
die dazu gehörenden Stallabteilungen oder Ställe, 
ferner die Ausrüstungs-, Gebrauchs- und sonstigen 
Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß sie 
den Ansteckungsstoff enthalten, sind nach § 27 Abs. 2


